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Diskussionsbeiträge von der 3. Parteikonferenz der SED

Unsere Staatsanwälte sind Hüter der sozialistischen Gesetzlichkeit
Aus dem Diskussionsbeitrag von Dr. ERNST MELSHEIMER, Generalstaatsanwalt der DDR

In den Organen unseres Staates und in den Massen­
organisationen wird — wie der Genosse Grotewohl 
hervorgehoben hat und wie die tägliche Erfahrung der 
Staatsanwälte zeigt — die Bedeutung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit beim Aufbau des Sozialismus noch 
immer verkannt. Dabei ist doch klar, daß man keinen 
Arbeiter-und-Bauern-Staat aufbauen kann ohne streng­
ste Gesetzlichkeit. Die strikte Einhaltung der Gesetz­
lichkeit wirkt bewußtseinsbildend auf die breitesten 
Kreise der Werktätigen, verbindet sie mit unserem 
Staat und demonstriert die Einheitlichkeit der Inter­
essen der Werktätigen und ihres Staates. Jede Unge­
setzlichkeit wirkt drückend auf den Bürger, hindert 
seine Kraftentfaltung, seine Initiative, hindert den Auf­
bau des Sozialismus.

Deshalb hat unsere Partei auf allen Parteitagen und 
auf allen Plenartagungen des ZK diese Frage immer 
wieder in den Vordergrund gerückt. Im Dokument des 
IV. Parteitages heißt es:

» „Die demokratische Gesetzlichkeit der Arbeiter- 
und-Bauern-Macht darf niemals und unter keinen 
Umständen verletzt werden. Wo es doch geschieht, 
müssen die dafür Verantwortlichen zur Rechen­
schaft gezogen werden.“

Es widerspricht dem Prinzip unserer Gesetzlichkeit, 
wenn aus vermeintlichen persönlichen oder örtlichen 
Bedürfnissen an ihr herumgedeutelt wird. Rechtssicher­
heit kann es nur dort geben, wo der Begriff der Ge­
setzlichkeit einheitlich angewandt wird. Lenin schrieb 
bei der Schaffung der sowjetischen Staatsanwaltschaft 
in seinem Brief „Über die doppelte Unterordnung und 
die Gesetzlichkeit“ im Mai 1922:

„Der Staatsanwalt hat das Recht und die Pflicht, 
eines zu tun: auf die wirklich einheitliche Auf­
fassung der Gesetzlichkeit in der gesamten Repu­
blik zu achten, trotz aller örtlichen Unterschiede 
und entgegen allen wie auch immer gearteten 
örtlichen Einflüssen.“

Auch bei uns gibt es solche örtlichen Einflüsse, und 
zahllos sind die Versuche, individuelle, ressortmäßige 
oder örtliche Erwägungen über die Gesetzlichkeit 
anzustellen. Das hat Genosse Grotewohl an einer Reihe 
von Beispielen demonstriert, und auch ich werde dazu 
noch einige Beispiele bringen.

Begünstigt werden solche Bestrebungen nicht wenig 
durch den gegenwärtigen Stand unserer Gesetzgebung. 
Es gibt ungezählte alte, von uns übernommene Rechts­
normen, die nach allen Richtungen hin auslegungs­
bedürftig sind. Es gibt nicht weniger neue Rechts­
normen, die in ihrer Unübersichtlichkeit und Kompli­
ziertheit mit Tausenden Ausführungs- und Durch­
führungsbestimmungen und ministeriellen Anweisun­
gen usw. sich als ein Gesetzesgestrüpp darstellen, durch 
das nur schwer ein Weg zu finden ist.

Trotz alledem steht fest, wir kämpfen um die Einheit 
unserer sozialistischen Gesetzlichkeit, um die richtige 
und einheitliche Anwendung unseres Rechts. Wenn 
es bei uns Mängel und Fehler gibt — und die gibt 
es —, so kämpfen unser Arbeiter-und-Bauern-Staat 
und die Partei der Arbeiterklasse darum, diese Fehler 
und Mängel zu überwinden und überall dort, wo das 
Gesetz aus Gleichgültigkeit, aus Unkenntnis oder aus

Bequemlichkeit verletzt wird, dem Recht wieder zur 
vollen Geltung zu verhelfen.

Wie anders ist demgegenüber der Zustand in West­
deutschland. Dort ist das Gesetz nicht das Gesetz der 
überwiegenden Mehrheit des schaffenden Volkes, 
sondern das Gesetz der Monopole. Es schützt und 
sichert den Besitzern der Produktionsmittel das Recht, 
das schaffende Volk auszubeuten, Kriege vorzubereiten, 
das Volk unter das Joch des amerikanischen und des 
wiedererstandenen deutschen Imperialismus zu beu­
gen, den Willen des schaffenden Volkes zu unter­
drücken, Friedenskämpfer und wahre Demokraten zu 
verhaften und zu verurteilen. Dabei mißbrauchen sie 
das Recht, höhlen es aus, zerbrechen es. Ihre prin­
zipielle Ungesetzlichkeit verdecken sie mit einem 
großen Geschrei über die bei uns angeblich herrschende 
Rechtsunsicherheit. Sie bauschen Fehler, die bei uns 
Vorkommen und unserer demokratischen Ordnung 
widersprechen, auf und behaupten, daß diese Fehler 
aus dem Wesen unseres Staates entspringen. Die 
Argumentation dafür liefern ihnen dann diejenigen, 
die sich bei uns leichtfertig über die Regeln der 
sozialistischen Gesetzlichkeit hinwegsetzen. Deshalb ist 
der Kampf gegen jede Ungesetzlichkeit bei uns Be­
standteil unseres Kampfes um die nationale Einheit. 
Unsere Gesetzlichkeit muß das Vorbild für die Gesetz­
lichkeit des kommenden demokratischen, friedliebenden 
Gesamtdeutschlands werden.

Ist hiernach die Wahrung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit eine Aufgabe aller Bürger, aller Organe unseres 
Staates und aller gesellschaftlichen Organisationen, so 
ist doch die Staatsanwaltschaft der Deutschen Demo­
kratischen Republik vor allem berufen, Hüter und 
Wahrer unserer Gesetzlichkeit zu sein. Im Vorspruch 
zu dem von der Volkskammer beschlossenen Gesetz 
über die Staatsanwaltschaft heißt es: „Es ist die beson­
dere Funktion der Staatsanwaltschaft, die Einhaltung 
der Gesetze zu garantieren.“

Unsere Staatsanwaltschaft hat sowohl strukturell wie 
auch qualitativ mit den Staatsanwaltschaften in den 
kapitalistischen Ausbeuterstaaten nichts gemein. Dort 
wird der Staatsanwalt — nach außen bekleidet mit dem 
Mantel der Gerechtigkeit und der Unparteilichkeit — 
zu einem das Gesetz verachtenden Büttel der herrschen­
den Klasse, sobald das Regime bedroht wird, dem er 
dient. Eine andere Aufgabe des Staatsanwalts kennen 
die Gesetze kapitalistischer Staaten nicht. In unserem 
Staat der Arbeiter und Bauern dagegen tritt für den 
Staatsanwalt neben die Aufgabe der Verbrechens­
bekämpfung die hohe Aufgabe, Hüter der sozialistischen 
Gesetzlichkeit, Wahrer der Rechte der Werktätigen zu 
sein.

Die Funktion, das Verbrechen zu bekämpfen und 
dadurch die Ordnung in unserem Arbeiter-und-Bauern- 
Staat zu sichern, ist in der gegenwärtigen Übergangs­
periode und angesichts der Spaltung unseres Vater­
landes naturgemäß noch in voller Geltung. In der 
Tat sind unsere Staatsanwälte in unserer Republik 
heute zum weitaus überwiegenden Teil ihrer Arbeit 
mit Strafsachen beschäftigt. Insbesondere der Kampf 
gegen Spione, Saboteure und Terroristen, die von 
feindlichen Verbrecherorganisationen, insbesondere von
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